EINHEITSPRIVATRECHT

Das IPR im weiteren Sinn erfasst das IPR im engeren Sinn, das Internationale Zivilverfahrensrecht (IZVR) und das Internationale Einheitsprivatrecht.

Unter „Internationales Einheitsprivatrecht“ versteht man das international vereinheitlichte bzw. angeglichene Recht mehrerer nationaler Privatrechtsordnungen. Das wichtigste Beispiel bildet hier das Übereinkommen über das Recht des grenzüberschreitenden Warenkauf (CISG).

Durch den zwischenstaatlichen Verkehr, den grenzüberschreitenden Waren- und Personenverkehr, die wirtschaftliche Zusammenarbeit ist die Notwendigkeit von international vereinheitlichten oder angeglichenen Regelungen für viele Bereiche des Privatrechts gestiegen.

Folgende Institutionen bemühen sich um privatrechtliche Rechtsvereinheitlichung:

· Kommission der Vereinten Nationen für das internationale Handelsrecht, UNICITRAL

· Internationales Institut für die Vereinheitlichung des Privatrechts, UNIDROIT

· Europarat

· Internationale Handelskammer, ICC

· Internationale Kommission für das Zivilstandswesen, CIEC

· Internationale Arbeitsorganisation, ILO

· Europäische Gemeinschaft

Eine Sondersituation stellt sich für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union dar, da sie dem faktischen Zwang zur Rechtsgleichheit unterliegen.

Schon im Art 3 lit h des Gründungsvertrag der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) von 1957 heißt es: „die Angleichung der innerstaatlichen Vorschriften, soweit dies für das ordnungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen Marktes erforderlich ist. Art 249 EG-Vertrag enthält das dafür erforderliche supranationale Instrumentarium: Verordnung und Richtlinie

Rechtsvereinheitlichung kann sich auf 
Kollisionsrecht, 

internationale Sachverhalte und 

nationales Sachrecht beziehen.

Kollisionsrecht:

Die im Vierjahresrhythmus seit 1893 abgehaltenen Haager IPR-Konferenzen bemühen sich um die Schaffung einheitlicher Anknüpfungsnormen für bestimmte Tatbestände (Verjährung, Eigentumsübertragung, Schadenersatz) und um die Vereinheitlichung des IZPR.

Internationale Sachverhalte:

Die ad hoc einberufenen Konferenzen bemühen sich um die Vereinheitlichung und Angleichung in den Gebieten Transportrecht (ZB Warschauer Abkommen, Haager Protokoll), Warenkaufrecht (ZB UN-Übereinkommen über Verträge über den internationalen Warenkauf), Immaterialgüterrecht (ZB Welturheberrechtsübereinkommen).

nationales Sachrecht:

Außerhalb der EG erstreckt sich die Rechtsvereinheitlichung nur selten auf rein innerstaatliche Sachverhalte ohne Auslandsberührung, ZB das Genfer Wertpapierübereinkommen, das in Österreich im Wechsel- und Scheckgesetz enthalten ist.

Rechtsvereinheitlichung zielt auf ein wörtliches Gleichwerden der Rechtsordnung ab, also auf „echtes Einheitsrecht“ (droit uniform, uniform law).

Lt. Art 249 Abs 2 EG-Vertrag stellt die VO das Instrument für das europäische Gemeinschaftsrecht dar und ist „in allen ihren Teilen verbindlich“ und hat unmittelbare Geltung in jedem Mitgliedstaat.

Rechtsangleichung beschränkt sich auf ein Harmonisierungsziel, auf eine Annäherung der Rechtsordnung. Das Ergebnis ist kein wörtlich gleiches Recht, sondern eine „loi conforme“.

Lt. Art 249 Abs 3 EG-Vertrag ist die RL das notwendige Instrument für das europäische Gemeinschaftsrecht. Die RL ist teilverbindlich, muss in nationales Recht umgesetzt werden und bindet die Mitgliedstaaten nur im Regelungsziel, nicht im Regelungsmittel.

Universale Rechtsvereinheitlichung ist eher die Ausnahme. Um eine globale Vereinheitlichung von Teilgebieten im Internationalen Handelsrecht bemüht sich UNCITRAL, deren bisher wichtigste Konvention, CISG, langsam globale Akzeptanz erreicht.

Regionale Rechtsvereinheitlichung ist chancenreicher. Beispiele sind der Europarat und die EG, die heute als wichtigste Institution für Europa ein vereinheitlichtes bzw. angeglichenes Recht schafft.

In Österreich wird das Einheitsrecht durch Ratifikation durch den Nationalrat in Form von völkerrechtlichen Verträgen aufgenommen.

Mit dem EU Beitritt hat Österreich seine Rechtssetzungskompetenzen weitgehend auf die EU-Gremien übertragen. So bilden Verordnungen unmittelbar wirkendes Einheitsrecht und Richtlinien geben uns das Ziel vor, lassen uns aber in der Umsetzung nahezu frei handeln.

Eine Aufgabe der Institutionen, die sich mit der Rechtsvereinheitlichung befassen, ist es dafür zu sorgen, dass sich divergente Interpretationsergebnisse in ‚Grenzen halten. Erleichtert wird diese Aufgabe durch Regeln über die übereinkommensautonome Auslegung bzw. durch spezifische Auslegungsregeln in internationalen Übereinkommen wie Art 7 CISG oder Art 18 EVÜ. Sie sichern eine einheitliche Anwendung. Unzulässig ist die Anwendung von nationalen Auslegungsregeln, wie in Österreich §§ 6,7 ABGB.

Für das Gemeinschaftsrecht hat der EuGH spezifische Auslegungsregeln entwickelt.

Ein weiteres Problem bildet die Mehrsprachigkeit von internationalen Übereinkommen. Bestimmte Begriffe lassen sich oft nicht wörtlich übersetzen, stellen in anderen Rechtssprachen einen anderen Begriffsinhalt dar oder werden fehlerhaft übersetzt. So steht in der Praxis die englische Fassung im Vordergrund.

CISG

Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf

Mit CISG wurde erstmals ein internationales Übereinkommen auf dem Gebiet des Warenkaufrechts in Österreich wirksam. 

CISG ist im Rahmen der UNCITRAL ausgearbeitet worden und nach einer mehrtätigen, in Wien abgehaltenen Konferenz, am 11.04.1980 zur Zeichnung aufgelegt. 

Österreich hat das Übereinkommen als elfter Staat ratifiziert und es erlangte in Österreich am 01.01.1989 Geltung. 

Heute steht es in 63 Staaten in Kraft.

Das Übereinkommen beinhaltet Normen für grenzüberschreitende Warenkaufverträge zwischen Unternehmern.

Beim Abschluss eines internationalen Kauf- oder Liefervertrag kommt es seitens der Parteien auf zwei Ziele an:

1. reibungsloser Vertragsabwicklung durch entsprechende Vertragsgestaltung und

2. Sicherstellung einer wirksamen Rechtsverfolgung für den Fall, dass Störungen auftreten.

Das Übereinkommen ist in vier Teile gegliedert.

Es wurde den Staaten die Möglichkeit eröffnet, nicht nur das Übereinkommen in seiner Gesamtheit, sondern auch nur entweder Teil I und Teil II, oder Teil I und Teil II zu übernehmen.

ÜBERSICHT

Teil I:
(Art 1-13)
Anwendungsbereich und allgemeine Bestimmungen (Auslegung, Handelsbräuche, Form)

Teil II:

(Art 14-24)
Abschluss des Vertrages

Teil III:
(Art 25-88)
Hauptteil „Warenkauf“



(Art 25-29)
Allgemeine Bestimmungen

(Art 30-52)
Pflichten des Verkäufers, Untersuchung und Rüge, Rechtsbehelfe des Käufers



(Art 53-65)
Pflichten des Käufers, Rechtsbehelfe des Verkäufers



(Art 66-70)
Übergang der Gefahr

(Art 71-73)
Vorweggenommener Vertragsbruch, Teillieferung, Sukzessivlieferung



(Art 74-80) 
Schadenersatz, Zinsen, Befreiungen



(Art 81-84)
Bereicherungsrechtliche Wirkungen bei Aufhebung



(Art 85-88)
Aufbewahrung, Erhaltung der Ware

Teil IV:
(Art 89-101)
Schlussbestimmungen, Vorbehalte

TEIL I

Anwendungsbereich 

Art 1: Das Übereinkommen ist anzuwenden, wenn lt.

lit a

die Vertragsparteien unabhängig von ihrer Staatszugehörigkeit in zwei verschiedenen Vertragsstaaten des Abkommens niedergelassen sind 

lit b

das IPR auf das Recht eines Vertragsstaates verweist

CISG ist nur auf Kaufverträge über bewegliche Sachen zu gewerblichen Zwecken anzuwenden.

Art 2 untersagt die Anwendung von CISG bei Kaufverträgen über:

lit a

Waren für den privaten Gebrauch, außer der Verkäufer wusste vor bzw. bei Vertragsabschluss nicht, dass es sich um solch einen Zweck handelt

lt b- f
Wertpapiere, Zahlungsmittel, Schiffe, Flugzeuge, Luftkissenfahrzeuge, elektrische Energie, Erwerb von Waren im Rahmen von Versteigerungen oder durch Zwangsvollstreckung

Art 3: Verträge, in denen es um die Lieferung eines Werkes geht, das aus Materialien hergestellt wird, die vom Werkunternehmer stammen bzw. die involvierten Dienstleistungen nicht den überwiegenden Teil der Pflichten der Partei, welche die Ware liefert bilden, stehen den Kaufverträgen gleich.

Art 4: Fragen der Gültigkeit des Vertrages oder einzelne Vertragsbestimmungen und seine Wirkung auf das Eigentum der verkauften Sache fallen nicht in den Anwendungsbereich des Übereinkommens.

Art 5 stellt klar, dass die Haftung für durch eine fehlerhafte Kaufsache verursachte Körperschäden oder für den Tot einer Person nicht nach CISG beurteilt werden soll. Dies soll sich nach den jeweils maßgebenden Regeln der Produkthaftung richten.

Art 6 räumt den Parteien das Recht ein, die Bestimmungen des Abkommens zu modifizieren und seine Anwendung ganz auszuschließen.

Allgemeine Bestimmungen

Art 7 Abs 1 besagt, dass das Übereinkommen unter Berücksichtigung seines internationalen Charakters und der Notwendigkeit einer international einheitlichen Anwendung und der Wahrung des guten Glaubens im internationalen Handel übereinkommensautonom ausgelegt werden muss. 

Abs 2 gibt vor, dass Fragen, die in CISG geregelte Gegenstände betreffen, aber selbst ungeregelt geblieben sind, nach den allgemeinen Grundsätzen des CISG und nur bei deren Fehlen nach dem Vertragsstatus entschieden werden. 

Art 8 Abs 1 sagt, dass Willenserklärungen einer Partei nach ihrem der anderen Partei bekannten oder erkennbaren Willen ausgelegt werden müssen. 

Ist dies nicht möglich, ist lt. Abs 2 die Auslegung nach dem hypothetischen Willen einer „vernünftigen Person der gleichen Art“ notwendig. Alle erheblichen Umstände, insbesondere die Verhandlungen zwischen den Parteien und die zwischen ihnen bestehende Gepflogenheiten und Gebräuche müssen bedacht werden.

TEIL II

Abschluss des Vertrages

Die Bestimmungen operieren mit den aus den innerstaatlichen Rechten bekannten Begriffen des Angebots und der Annahme und lassen das Zustandekommen des Vertrags von der Erzielung eines Konsenses abhängen.

Wesentlicher Unterschied zum österreichischen Recht, wo der Grundsatz der Unwiderruflichkeit des Angebots gilt, gibt es lt. Art 15 f CISG die Möglichkeit des Widerrufs des Angebots bis zur Absendung der Annahmeerklärung.

Ein weiterer Unterschied ist lt. Art 19 CISG, dass ein Kaufvertrag im Falle von „unwesentlichen Abweichungen“ bei der Annahmeerklärung mit dessen Inhalt zustande kommt, außer der Inhalt wird vom Antragsteller unverzüglich mündlich oder durch Absendung einer schriftlichen Mitteilung beanstandet.

Art 19 Abs 3 zählt die „wesentlichen Abweichungen“ auf. Liegt eine „wesentliche Abweichung“ vor, wird dies als Gegenangebot qualifiziert.

Zeitpunkt des wirksamen Zustandekommens des Vertrages ist grundsätzlich der Zugang der Annahmeerklärung beim Offerenten und somit besteht kein Unterschied zum österreichischen Recht.

TEIL III
Hauptteil „Warenkauf“

Dieser Teil beinhaltet die Rechte, Pflichten und Sanktionen für deren Verletzungen und ist der umfangreichste und zugleich wichtigste Teil des Übereinkommens.



Allgemeines

Art 25 definiert die „wesentliche Vertragsverletzung“. Die Vertragsverletzung einer Partei ist dann wesentlich, wenn „sie für die andere Partei einen solchen Nachteil zur Folge hat, dass ihr im wesentlichen entgeht, was sie nach dem Vertrag hätte erwarten dürfen“.

Im Gegensatz zum ABGB unterscheidet das CISG nur zwischen wesentlicher und unwesentlicher Vertragsverletzung, wobei der Begriff „wesentlich“ sehr eng ausgelegt wird. Nur bei einer wesentlichen Vertragsverletzung kann die betroffene Partei durch eine außergerichtliche Erklärung vom Vertrag zurücktreten.



Verkäuferpflichten 

Art 38 f behandeln die Untersuchungs- und Rügepflicht des Käufers. Demnach muss der Käufer die Ware innerhalb einer so kurzen Frist untersuchen, wie es die Umstände erlauben, wobei er dieses Recht der Untersuchung vor Zahlung des Kaufpreises hat. 

Einen entdeckten Mangel muss der Käufer „innerhalb einer angemessenen Frist“ ab dem Zeitpunkt der Entdeckung rügen.

Bei Unterlassung der Rüge verliert der Käufer sämtliche Rechte aus dieser Vertragsverletzung des Verkäufers. 

Art 39 normiert eine absolute Ausschlussfrist von zwei Jahren, wobei lt. OGH diese Frist nur ausgeschöpft werden kann, wenn der Käufer die Ware nicht früher untersuchen konnte.

Art 44 besagt, dass der Käufer bei Unterlassung der Rüge nicht alle Rechtsbehelfe verliefert. Hat er eine vernünftige Entschuldigung für das Unterlassen, bleiben ihm Preisminderung und Schadenersatz.



Rechtsbehelfe

Die Artikel 45 ff regeln die Rechtsbehelfe, die dem Käufer bei einer dem Verkäufer zurechenbaren Vertragsverletzung offen stehen, wobei auch hier zwischen unwesentlicher und wesentlicher Vertragsverletzung unterschieden wird. 

Nur bei wesentlicher Vertragsverletzung des Verkäufers kann der Käufer gemäß Art 49 Abs 1 lit a ohne Setzung einer Nachfrist den Rücktritt vom Vertrag erklären und gemäß Art 46 Abs 2 CISG eine Ersatzlieferung verlangen. 

Keine wesentliche Vertragsverletzung des Verkäufers setzt das Erfüllungsbegehren des Käufers nach Art 46 Abs 1 CISG voraus, ebenso nicht das Begehren auf Verbesserung gemäß Art 46 Abs 3 CISG. 

Lt. Art 47 muss der Käufer dem Verkäufer die Gelegenheit zur Verbesserung geben, ehe er andere Rechte aus der Vertragsverletzung geltend machen kann.

Das Verbesserungsrecht des Verkäufers ist nicht auf Gattungsschulden oder echte Qualitätsmängel beschränkt, doch verliert der Verkäufer sein Recht zur Mangelbehebung auf eigene Kosten, wenn die Verbesserung eine unzumutbare Verzögerung oder sonstige unzumutbare Unannehmlichkeiten für den Käufer hervorrufen würde.

Lt. Art 47 kann der Käufer dem Verkäufer eine Nachfrist zur Erfüllung seiner Pflichten setzen. Bis Ablauf dieser Frist steht dem Käufer nur der Ersatz auf erlittenen Verspätungsschaden als Rechtsbehelf zur Verfügung

Wurde die Ware nicht geliefert bzw. ist die Nachfrist verstrichen, kann der Käufer lt. Art 49 Abs 1 lit b die Aufhebung des Vertrages erklären.

Eine Aufhebung des Vertrages ist wiederum nur bei einer wesentlichen Vertragsverletzung möglich, bei Unwesentlichkeit stehen dem Käufer nach Ablauf der Nachfrist wieder alle Rechtsbehelfe zur Verfügung.

Art 50 gibt dem Käufer das Recht auf Preisminderung bei jeder Art von Verletzung durch den Verkäufer, natürlich erst, wenn eine mögliche, zumutbare Verbesserung nicht erfolgte.

Für die Wertberechnung ist der Zeitpunkt der Lieferung und nicht der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maßgebend.



Käuferpflichten 

Gemäß Art 53 f hat der Käufer den Preis zu zahlen und die gekaufte Ware anzunehmen. 

CISG

Die Vertragsstaaten am 01.04.2005

Ägypten






01.01.1988

Argentinien





01.01.1988

Australien





01.04.1989

Belgien






01.11.1997

Bosnien-Herzegowina




06.03.1992

Bulgarien





01.08.1991

Burundi






01.10.1999

Chile






01.03.1991

China






01.01.1988

Dänemark





01.03.1990

Deutschland





01.01.1991

Ecuador






01.02.1993

Estland






01.10.1994

Finnland






01.01.1989

Frankreich





01.01.1988

Gabun






01.01.2006

Georgien





01.09.1995

Griechenland





01.02.1999

Guinea






01.02.1992

Honduras





01.11.2003

Irak






01.04.1991

Israel






01.03.2003

Italien






01.01.1988

Kanada






01.05.1992

Kolumbien





01.08.2002

Korea (süd)





01.03.2005

Kroatien






08.10.1991

Kuba 






01.12.1995

Kyrgisistan





01.06.2000

Lesotho






01.01.1988

Lettland






01.08.1998

Litauen






01.02.1996

Luxemburg





01.02.1998

Mauretanien





01.09.2000

Mexiko






01.01.1989

Moldawien





01.11.1995

Mongolei





01.01.1999

Neuseeland





01.10.1995

Niederlande





01.01.1992

Norwegen





01.08.1989

Österreich





01.01.1089

Peru






01.04.2000

Polen






01.06.1996

Rumänien





01.06.1992

Russische Föderation




01.09.1991

Sambia






01.01.1988

St. Vincent und Grenadien




01.01.2001

Schweden





01.01.1989

Schweiz






01.03.1991

Serbien und Montenegro




27.01.1992

Singapur





01.03.1996

Slowakei





01.01.1993

Slowenien





25.06.1991

Spanien






01.08.1991

Syrien






01.01.1988

Tschechien





01.01.1993

Uganda






01.03.1993

Ukraine






01.02.1991

Ungarn






01.01.1988

Uruguay






01.02.2000

USA






01.01.1988

Usbekistan





01.12.1997

Weißrussland





01.11.1990

